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Scheitern der Verhandlungen über eine Vereinbarung zur Umstellung der Finanzierung der Kos-
ten der Telematikinfrastruktur (TI) auf die neue TI-Pauschale
hier:  Festlegung des Vereinbarungsinhalts durch das Bundesministerium für Gesundheit ge-

mäß § 379 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit Satz 3 in Verbindung mit § 378 Absatz 3 und 4
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V)

Sehr geehrte Damen und Herren,

nachdem die Verhandlungen zwischen dem Deutschen Apothekenverband und dem Spitzenver-
band Bund der Krankenkassen innerhalb der in § 379 Absatz 2 Satz 1 vorgesehenen Frist, nämlich
bis zum 30. April 2023, nicht zum Abschluss einer Vereinbarung zu dem Näheren zur Höhe und zu
den der Berechnung zugrunde zu legenden Komponenten und Diensten sowie zur Abrechnung der
TI-Pauschale geführt haben, legt das Bundesministerium für Gesundheit gemäß § 379 Absatz 2 Satz
2 in Verbindung mit Satz 3 in Verbindung mit § 378 Absatz 3 und 4 SGB V hiermit den Vereinba-
rungsinhalt fest:

I.

Finanzierung der Telematikinfrastruktur

§ 1 Festlegungsgegenstand
(1) Zum Ausgleich der in § 376 SGB V genannten Kosten der Ausstattung und des Betriebs erhalten

Apothekeninhaber ab dem 1. Juli 2023 eine monatliche TI-Pauschale nach den §§ 2 bis 8, die aus
den Mitteln der gesetzlichen Krankenkassen finanziert wird (vgl. § 378 Absatz 1 SGB V).

(2) Als Apotheken im Sinne dieser Festlegung gelten ausschließlich inländische öffentliche Apothe-
kenbetriebsstätten.

(3) Die Abwicklung der TI-Pauschale einschließlich Antragstellung durch und Auszahlung an die
Apothekeninhaber erfolgt über den vom Deutschen Apothekerverband e. V. (DAV) errichteten
und verwalteten Fonds zur Förderung der Sicherstellung des Notdienstes von Apotheken (im Fol-
genden Abrechnungsstelle), soweit dieser vom Bundesministerium für Gesundheit nach § 20a
Apothekengesetz beliehen ist.

Bundesministerium für Gesundheit. 11055 Berlin

Berlin, 27. Juni 2023
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(4) Die Festlegung ändert die Vereinbarung zur Finanzierung der erforderlichen erstmaligen Aus-
stattungskosten und der erforderlichen laufenden Betriebskosten gemäß § 376 Ziffer 1 i. V. m. §
379 SGB V unter Abbildung der erforderlichen Ausstattung und der Betriebskosten vom 27. Mai
2020 in der Fassung der Ersten Änderungsvereinbarung vom 1. Juni 2021. Die Festlegungen in den
§§ 4 bis 8 sowie die in der Anlage 1 beschriebenen Komponenten zur Herstellung der Funktions-
fähigkeit und Anlage 2 zu den Erstattungspauschalen dieser Finanzierungsvereinbarung gelten
für Inbetriebnahmen vor dem 1. Juli 2023 weiter.

§ 2 Berechnung der TI-Pauschale
(1) Ab dem 1. Juli 2023 ergibt sich die Höhe der monatlichen TI-Pauschale für die Apotheken aus § 3

Absatz 3 (Tabelle 3). Der Umfang der Erstausstattung der einzelnen Apotheke, für die ein An-
spruch auf Erstattung der Kosten besteht, ist abhängig von der Anzahl der jährlich abgegebenen
Packungen von Fertigarzneimitteln zur Anwendung bei Menschen, die zu Lasten der gesetzlichen
Krankenversicherung abgegeben werden (GKVRx) und der Preisbindung der Arzneimittelpreis-
verordnung unterliegen pro Apothekenbetriebsstätte gemäß § 3 dieser Festlegung.

(2) Soweit eine Apotheke zwischen dem 1. Januar 2021 und dem 30. Juni 2023 erstmals an die TI an-
gebunden worden ist und eine Erstattung der Erstausstattungskosten nach der bis zum Inkraft-
treten dieser Festlegung geltenden Finanzierungsvereinbarung bereits erhalten hat oder auf-
grund der Antragstellung bis zum 31. Dezember 2023 entsprechend erhält, erhält der Apotheken-
inhaber während einer Dauer von dreißig Monaten nach der Erstausstattung eine um fünfzig Pro-
zent reduzierte TI-Pauschale gemäß § 3 Absatz 5 (Tabelle 5). Ab dem einunddreißigsten Monat
erhält der Apothekeninhaber die TI-Pauschale gemäß § 3 Absatz 3 (Tabelle 3).

(3) Apotheken, die bereits vor dem 1. Juli 2023 an die TI angebunden worden sind, jedoch noch kei-
nen Antrag auf Erstattung der bis zum 30. Juni 2023 entstandenen telematikbedingten Erstaus-
stattungs- und Betriebskosten bei der Abrechnungsstelle gestellt haben, können letztmalig bis
zum 31. Dezember 2023 Anträge auf der Grundlage der vor dem 1. Juli 2023 gültigen TI-Finanzie-
rungsvereinbarung stellen (Altfälle). Ab dem 1. Januar 2024 erfolgt eine Erstattung der telematik-
bedingten Erstausstattungs- und Betriebskosten ausschließlich auf Basis der monatlichen TI-
Pauschale gemäß dieser Festlegung.

§ 3 Höhe der Pauschale und Reduzierung
(1) Die Grundlage zur Ermittlung der Höhe der jeweiligen TI-Pauschale sind die auf der Grundlage

der bisherigen Finanzierungsvereinbarung festgelegten Erstausstattungskosten der jeweiligen
Apotheke, gemäß Tabelle 1. Diese berücksichtigen den zusätzlichen Bedarf an Kartenterminals
infolge des E-Rezept-Abrufs über die elektronische Gesundheitskarte (eGK) und die Anwendung
KIM. Datengrundlage zur Berechnung der Ausstattung bilden hierbei die zum Zeitpunkt der Fest-
legung der Eingruppierung der Apotheke vorliegenden durch die Abrechnungsstelle des DAV ab-
gerechneten GKVRx-Packungszahlen der letzten vier Abrechnungsquartale. Für Apotheken, die
bereits einen Erstausstattungsbescheid für die Anbindung an die TI zwischen dem 1. Januar 2021
und dem 30. Juni 2023 erhalten haben, gelten die GKVRx-Packungszahlen aus dem Erstattungs-
bescheid. Liegen keine vollständigen Daten im Sinne von Satz 3 vor, erfolgen Hochrechnungen
aufgrund der existierenden Daten. Bei einem Inhaberwechsel kann auf die Daten des alten Inha-
bers zurückgegriffen werden. Bei Inhaberwechsel oder Rechtsformwechsel können die in der
Apotheke vorhandenen Komponenten genutzt werden. Im Falle von Neueröffnungen kann auf-
grund fehlender Packungsdaten keine Hochrechnung durch die Abrechnungsstelle des DAV er-
folgen. In diesem Fall erhält die Apothekenbetriebsstätte zunächst die Ausstattung der niedrigs-
ten Kategorie 0 - 19.999 Packungsabgabemengen GKVRx.
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Tabelle 1 „Kosten Erstausstattung gesamt“

Erstausstattungskosten
gesamt

0 - 19.999 GKVRx 20.000 - 39.999 GKVRx ab 40.000 GKVRx

                          6.065,00 € 8.194,00 € 10.323,00 €

(2) Zu dem jeweiligen Erstausstattungsbetrag nach Absatz 1 addieren sich die Betriebskosten (Tabelle
2) hochgerechnet auf 5 Jahre (entspricht 20 Quartalen).

Tabelle 2 „Betriebskosten gesamt“

Betriebskosten Gesamt 5836,15 €

(3) Die monatliche TI-Pauschale (Tabelle 3) berechnet sich durch Addition der sich jeweils aus Ta-
belle 1 ergebenden Erstausstattungspauschale gesamt mit den in Tabelle 2 aufgeführten Betriebs-
kosten gesamt. Die Summe wird durch die Zahl sechzig geteilt (5 Jahre à 12 Monate = 60 Monate).

Tabelle 3 „monatliche TI-Pauschale“
Monatliche
TI-Pauschale

0 - 19.999 GKVRx 20.000 - 39.999 GKVRx ab 40.000 GKVRx

198,35 € 233,84  € 269,32  €

(4) Die Höhe der um fünfzig Prozent reduzierten monatlichen TI-Pauschale im Falle einer fehlenden
Anwendung ergibt sich aus Tabelle 4.

Tabelle 4 „reduzierte TI-Pauschale bei Fehlen einer Anwendung“
Reduzierung monatliche
TI-Pauschale auf 50 %

0 - 19.999 GKVRx 20.000 - 39.999 GKVRx ab 40.000 GKVRx

99,18 € 116,92 € 134,66 €

(5) Die Höhe der reduzierten monatlichen TI-Pauschale bei bereits erfolgter Erstausstattung ergibt
sich aus Tabelle 5.

Tabelle 5 „reduzierte TI-Pauschale bei bereits erfolgter Anbindung an TI“

monatliche TI-Pauschale
0 - 19.999 GKVRx 20.000 - 39.999 GKVRx ab 40.000 GKVRx

99,18 € 116,92 € 134,66 €

(6) Die Höhe der reduzierten monatlichen TI-Pauschale bei bereits erfolgter Erstausstattung und feh-
lender Anwendung ergibt sich aus Tabelle 6.

Tabelle 6 „reduzierte TI-Pauschale bei bereits erfolgter Anbindung an TI aber Fehlen einer An-
wendung“

Reduzierung monatliche
TI-Pauschale auf 50 %

0 - 19.999 GKVRx 20.000 - 39.999 GKVRx ab 40.000 GKVRx

49,59 € 58,46 € 67,33 €

§ 4 Umfang und Nachweis der Ausstattung
(1) Notwendige Voraussetzung für die Zahlung der TI-Pauschale ist der Anschluss der Apotheke an

die TI.

(2) Vor der ersten Zahlung der TI-Pauschale hat der Apothekeninhaber im Wege eines Antrages ge-
genüber der Abrechnungsstelle die Ausstattung mit den erforderlichen Anwendungen, Kompo-
nenten und Diensten nach § 5 in Form einer Selbsterklärung nachzuweisen. Ein Nachweis nach
Satz 1 ist entbehrlich, soweit ein adäquater Nachweis bereits in der Vergangenheit erbracht
wurde.
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(3) Nach Einführung neuer Anwendungen, Komponenten und Dienste hat die Apotheke gegenüber
der Abrechnungsstelle innerhalb von drei Monaten einen Nachweis der Ausstattung mit den ge-
setzlich erforderlichen Anwendungen, Komponenten und Diensten einzureichen.

(4) Der Apothekeninhaber kann den Nachweis im Wege einer Selbsterklärung erbringen. Antrags-
fristen, Verfahren, Form und Inhalt der Selbsterklärung werden vom DAV bzw. der Abrechnungs-
stelle festgelegt und auf deren Webseite bekanntgemacht. Im Rahmen der Eigenerklärung ist ab
dem 1. April 2024 die KIM-Adresse der Apotheke oder des Apothekeninhabers zu benutzen oder
dem DAV oder der Abrechnungsstelle bekannt zu machen

(5) Wird ein Nachweis nach den Absätzen 2 oder 3 nicht oder nicht fristgerecht erbracht, ist die TI-
Pauschale zu kürzen. Je fehlender Anwendung wird die TI-Pauschale dabei um fünfzig Prozent
gekürzt gemäß § 3 Absatz 4 (Tabelle 4). Eine zusätzliche Kürzung um fünfzig Prozent erfolgt auch
im Fall des § 2 Absatz 2 (Tabelle 6).

(6) Bei mindestens zwei fehlenden Anwendungen oder fehlender Anbindung an die TI wird keine
TI-Pauschale gezahlt. Erst ab dem auf die Erbringung des erforderlichen Nachweises folgenden
Monats erhält die betreffende Apotheke wieder die volle TI-Pauschale. Wird der Nachweis nicht
fristgerecht erbracht, wird eine gekürzte Pauschale nicht rückwirkend erstattet.

§ 5 Notwendige Anwendungen, Komponenten und Dienste
(1) Voraussetzung für den Erhalt der TI-Pauschale ist der Nachweis durch die Apotheke, dass sie die

folgenden Anwendungen in der jeweils zum Zeitpunkt der Einreichung des Nachweises aktuellen
Version unterstützt:

1. elektronischer Medikationsplan (eMP)
2. elektronische Patientenakte (ePA)
3. elektronische Verordnungen
4. ab dem 1. April 2024: Kommunikation im Medizinwesen (KIM)

(2) Voraussetzung für den Erhalt der TI-Pauschale ist über den Nachweis nach Absatz 1 hinaus der
Nachweis durch die Apotheken, dass sie mit den folgenden Komponenten und Diensten ausge-
stattet sind:
1. Konnektor inkl. gSMC-K und VPN-Zugangsdienst, ggf. in Rechenzentrum gehostet, insofern

dort zugelassene Komponenten und Dienste zum Einsatz kommen, oder TI-Gateway in Ver-
bindung mit Nutzung eines Rechenzentrum-Konnektors

2. Stationäres eHealth-Kartenterminal(s) inkl. gSMC-KT
3. HBA Smartcard der Apothekeninhaber oder eine entsprechende eID mit gematik-Zulassung
4. SMC-B Smartcard oder SM-B oder eine entsprechende eID für Apotheken mit gematik-Zu-

lassung

(3) Die TI-Pauschale umfasst auch die Kosten des Handscanners, des TI-Messengers sowie das Lesen
der Daten des Notfalldatenmanagements obwohl diese nicht verpflichtend im Sinne dieser Fest-
legung sind.

§ 6 Abrechnungsbedingungen
(1) Der Anspruch auf Zahlung der TI-Pauschale nach § 1 Absatz 1 entsteht grundsätzlich ab dem Zeit-

punkt, ab dem die Apotheken an die TI angeschlossen sind (Inbetriebnahme) und solange sie die
vorgeschriebenen Anwendungen gemäß § 5 nutzen. Der Anspruch kann rückwirkend nur bis
zum Ende des Folgequartals, das dem Quartal der Inbetriebnahme folgt, geltend gemacht werden.
Erfolgt der Antrag erst später, wird der Anspruchsbeginn auf das Antragsdatum gesetzt. Der An-
spruch endet mit Ablauf des Monats, in dem die Betriebserlaubnis der Apotheke erloschen ist o-
der sie ihre Tätigkeit dauerhaft einstellt.
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§ 7 Abrechnungsprozess
(1) Der anspruchsberechtigte Apothekeninhaber rechnet die TI-Pauschalen über die Abrechnungs-

stelle gegen Nachweis ab.
(2) Die Abrechnungsstelle prüft vor Zahlung der TI-Pauschale die Berechtigung des anspruchsbe-

rechtigten Apothekeninhabers zum Erhalt der TI-Pauschale und berücksichtigt dabei einmal
jährlich mögliche Veränderungen bei der Abgabe von Packungszahlen im GKVRx-Bereich aus
dem Vorjahr gemäß § 3. Erstmalig erfolgt eine etwaige Anpassung zum 1. April 2024.

(3) Die Abrechnung der monatlichen TI-Pauschale durch die Abrechnungsstelle gegenüber dem
GKV-Spitzenverband erfolgt quartalsweise in Form von Sammelabrechnungen gemäß § 8. Nach
erfolgter Prüfung der Anspruchsberechtigung gemäß Absatz 2 im jeweiligen Abrechnungszeit-
raum werden bis zum 15. des auf das Abrechnungsquartal folgenden Monates, erstmalig also zum
15. Oktober 2023 für das dritte Quartal 2023, Sammelabrechnungen durch die Abrechnungsstelle
gegenüber dem GKV-Spitzenverband gestellt. Fällt der 15. auf einen Sonn- oder Feiertag, gilt der
nachfolgende Werktag.

(4) Der GKV-Spitzenverband leistet die Zahlung des in der Sammelabrechnung genannten Gesamt-
betrages bis zum 15. des dritten auf das Abrechnungsquartal folgenden Monates – erstmalig also
zum 15. Dezember 2023 – an die Abrechnungsstelle. Zahlungen an die Abrechnungsstelle erfolgen
mit schuldbefreiender Wirkung für den GKV-Spitzenverband und die einzelnen gesetzlichen
Krankenkassen. Ein direkter Zahlungsanspruch des Apothekeninhabers gegenüber den einzelnen
gesetzlichen Krankenkassen oder dem GKV-Spitzenverband besteht nicht. Fällt der 15. auf einen
Sonn- oder Feiertag, gilt der nachfolgende Werktag.

(5) Die Abrechnungsstelle zahlt die für die Apothekenbetriebsstätte festgesetzten TI-Pauschalen an
den Apothekeninhaber bis zum Ablauf des auf das Abrechnungsquartal folgenden Quartals aus.
Die Abrechnungsstelle hat die für die Zahlung des GKV-Spitzenverbandes erforderlichen Stamm-
daten (Zahlungsempfänger, Anschrift, IBAN und BIC) einen Monat vor dem Stellen der ersten
Sammelrechnung diesem mitzuteilen.

(6) Im Rahmen des Abrechnungsverfahrens behält sich der GKV-Spitzenverband eine stichproben-
artige Prüfung der von den Apotheken abgerechneten Pauschalen vor.

§ 8 Abrechnung, Sammelrechnungen und Stichprobenprüfung
(1) Die quartalsweise Abrechnung der monatlichen TI-Pauschalen durch die Abrechnungsstelle ge-

genüber dem GKV-Spitzenverband erfolgt in Form von Sammelrechnungen getrennt nach:
1. Sammelrechnung der vollen TI-Pauschale gemäß § 3 unter Angabe der Anzahl der bean-

spruchten einzelnen Pauschalen entsprechend der Staffelung
2. Sammelrechnung der reduzierten TI-Pauschale gemäß § 4 Abs. 2 und 3 in Verbindung

mit § 3 unter Angabe der Anzahl der beanspruchten einzelnen Pauschalen entsprechend
der Staffelung

3. Sammelrechnung der Altfälle gemäß § 2 Abs. 3 unter Angabe der Anzahl der bean-
spruchten Pauschalen

(2) Der GKV-Spitzenverband kann jährlich Stichprobenprüfungen vornehmen, um die vertragsge-
treue Abrechnung zu überprüfen. Die jährliche Stichprobenprüfung folgt nach Abschluss eines
Abrechnungsjahres der Abrechnungsstelle wie folgt:

1. Bis zum 30. April des auf ein Abrechnungsjahr folgenden Jahres stellt die Abrechnungs-
stelle des DAV dem GKV-Spitzenverband für das Abrechnungsjahr in Dateiform ge-
trennt pseudonymisierte Auswertungen zur Verfügung aus denen hervorgeht, welche
Apothekenbetriebsstätten in welche Kategorie gemäß § 3 fällt.

Zur Pseudonymisierung wird ein bei der Abrechnungsstelle bekanntes aktives Instituti-
onskennzeichen der jeweiligen anspruchsberechtigten Apothekenbetriebsstätte verwen-
det.
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2. Bis zum 31. Mai des auf ein Abrechnungsjahr folgenden Jahres wählt der GKV­Spitzen-
verband aus den Fallkonstellationen nach Nummer 1 maximal einhundert Fälle zur wei-
teren Prüfung aus.

3. Bis zum 30. Juni des auf ein Abrechnungsjahr folgenden Jahres übersendet die Abrech-
nungsstelle zu den ausgewählten Prüffällen dem GKV-Spitzenverband in Dateiform die
nachfolgenden Informationen:
 NNFID,
 IK,
 Datum der technischen Inbetriebnahme und
 Berechnungsgrundlage zur Bemessung der TI-Pauschale (GKVRx-Packungen der

letzten vier Abrechnungsquartale zum Zeitpunkt der technischen Inbetriebnahme
bzw. die Hochrechnung - wird entsprechend ausgewiesen).

4. Sofern im Rahmen der Prüfung Unstimmigkeiten festgestellt werden und nicht geklärt
werden können, ist der GKV-Spitzenverband berechtigt die in Nummer 2 benannten
Stichprobenmengen in angemessener Form auszuweiten.

(3) Zu Unrecht sind Pauschalen zur Erstausstattung und für die laufenden Betriebskosten gezahlt,
wenn der Apothekeninhaber keinen Anspruch auf die Zahlungen hat, bzw. nicht in der jeweiligen
Höhe.
Gegebenenfalls zu Unrecht an den Apothekeninhaber ausgezahlte Pauschalen sind unverzüglich
durch die Abrechnungsstelle vom jeweiligen Apothekeninhaber zurück zu fordern.
Die Uneinbringlichkeit eventueller Rückforderungen ist dem GKV-Spitzenverband von der Ab-
rechnungsstelle anhand geeigneter Unterlagen nachzuweisen.
Uneinbringlich sind Forderungen in folgenden Fällen:

1. eine Forderung wurde durch eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung für unrecht-
mäßig erklärt,

2. der Schuldner hat wirksam die Einrede der Verjährung erhoben,
3. das Insolvenzverfahren über das Vermögen des Schuldners ist mangels Masse eingestellt

worden,
4. wegen der Forderung ist die Zwangsvollstreckung wiederholt fruchtlos betrieben wor-

den,
5. der Schuldner hat die eidesstattliche Versicherung abgegeben und seine Vermögenslage

wird sich voraussichtlich auch in absehbarer Zeit nicht verbessern.
Die Abrechnungsstelle sammelt die eingegangenen Rückforderungsbeträge und erstellt hierfür
mindestens einmal im Jahr eine Sammelgutschrift und zahlt die eingegangenen Rückforde-
rungsbeträge an den GKV-Spitzenverband mit einem Zahlungsziel von vierzig Tagen zurück.

(4) Sofern ein erhöhter und/oder nachträglicher Anspruch der Apotheke ermittelt worden ist, wird
die Abrechnungsstelle mit der jeweils nächsten Sammelrechnung den Nachforderungsbetrag se-
parat aufführen. Der GKV-Spitzenverband nimmt die Zahlungen entsprechend der Vereinbarun-
gen zur Zahlungsabwicklung vor.

§ 9 Inkrafttreten und Anpassung
(1) Diese Festlegung tritt zum 1. Juli 2023 in Kraft.
(2) Die §§ 1 bis 9 dieser Festlegung ersetzen ab dem 1. Juli 2023 die §§ 1 bis 14 sowie die Anlagen 1 bis

5 der bestehenden TI-Vereinbarung zur Finanzierung der erforderlichen erstmaligen Ausstat-
tungskosten und der erforderlichen laufenden Betriebskosten gemäß § 376 Ziffer 1 i. V. m. § 379
SGB V unter Abbildung der erforderlichen Ausstattung und Betriebskosten vom 27. Mai 2020
samt Änderungsvereinbarungen hierzu.

(3) Die Anpassung der Höhe der TI-Pauschale erfolgt jährlich zum 1. Januar in Analogie der Verän-
derung des Punktwertes nach § 87 Absatz 2e SGB V.
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(4) Diese Festlegung kann frühestens zum 29. Dezember 2024 durch eine Vereinbarung zwischen
dem Deutschen Apothekerverband e. V. und dem GKV-Spitzenverband abgeändert werden (vgl.
§ 378 Absatz 5 Satz 1 SGB V).

II.
Begründung

Die bislang praktizierte Finanzierung der Kosten der Apotheken für den Anschluss an die Telema-
tikinfrastruktur und den Betrieb der Telematikinfrastruktur hat sich nicht bewährt. Trotz hoher
Kosten für die Krankenkassen wurden oftmals eine hohe Servicequalität und Innovationsfreude
vermisst. Marktmechanismen und in der Folge Marktpreise konnten sich nicht hinreichend entfal-
ten.

Im System der Finanzierung der Ausstattungs- und Betriebskosten der TI wurde mit dem Kranken-
hauspflegeentlastungsgesetz ein Wechsel von Einmalpauschalen bei nachgewiesener Anschaffung
von TI-Komponenten hin zu monatlichen TI-Pauschalen vollzogen, die die Krankenkassen u. a. an
Apothekeninhaber zahlen. Es wurde gesetzlich festgelegt, dass die Höhe der TI-Pauschale und wei-
tere Details von dem Deutschen Apothekenverband e. V. und dem Spitzenverband Bund der Kran-
kenkassen bis zum 30. April 2023 zu vereinbaren ist. Für den Fall, dass diese Frist nicht eingehalten
wird, wurde geregelt, dass das Bundesministerium für Gesundheit den Vereinbarungsinhalt inner-
halb von zwei Monaten festlegt (vgl. § 378 Absatz 2 Satz 2 SGB V).

Die Höhe der TI-Pauschale berechnet sich aus der Summe der monatlichen Betriebskosten und der
anteiligen Investitionskosten pro Monat. Dabei wird bei jeder Komponente die technisch vorgege-
bene Lebensdauer berücksichtigt.

Die Gesamtsumme der Ausgaben für die TI-Pauschale orientiert sich an den Kosten gemäß der bis-
herigen Finanzierungsvereinbarungen und berücksichtigen zusätzlich den Anschluss an KIM sowie
die Notwendigkeit eines weiteren Kartenterminals für den Abruf des E-Rezepts über die eGK, sodass
einer Apotheke im Regelfall weiterhin alle Kosten des Anschlusses und des Betriebes der Telema-
tikinfrastruktur erstattet werden. Durch die TI-Pauschale werden auch die Kosten für Komponen-
ten und Dienste abgegolten, die in der Zukunft gesetzlich vorgesehen werden. Bei Aufnahme weite-
rer Komponenten und Dienste in den Katalog der gesetzlich verpflichtenden Ausstattung findet
keine Anpassung der Bezugswerte statt, jedoch eine Dynamisierung der TI-Pauschale.

Voraussetzung einer Zahlung der TI-Pauschale ist, dass die technischen Voraussetzungen für die
Nutzung aller gesetzlich geforderten Anwendungen in einer Apotheke vorliegen.
Durch das neue Finanzierungssystem werden somit sowohl für Apothekeninhaber als auch für
Krankenkassen und Industrie Planungssicherheit und Handlungsspielräume geschaffen und
dadurch innovativen und benutzerfreundlichen Anwendungen für Apothekeninhaber und Apothe-
keninhaberinnen, Patientinnen und Patienten der Boden bereitet.

Um eine Kontinuität der Beleihung des beim Deutschen Apothekerverbands e.V. verwalteten Fonds
zur Förderung der Sicherstellung des Notdienstes von Apotheken nach § 20a Apothekengesetz als
Abrechnungsstelle zur Abwicklung der TI-Pauschalen zu ermöglichen, bleibt der bisherige Rahmen
der geltenden TI-Vereinbarung bestehen. Die Inhalte dieser Festlegung bestimmen den neuen In-
halt der Vereinbarung.
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III.
Anordnung der sofortigen Vollziehung

Hinsichtlich Ziffer I dieses Bescheids wird die sofortige Vollziehung nach § 86a Absatz 2 Nummer 5
des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) angeordnet.

IV.
Begründung sofortige Vollziehung

Die sofortige Vollziehung ist im öffentlichen Interesse oder im überwiegenden Interesse eines Betei-
ligten nach § 86a Absatz 2 Nummer 5 SGG geboten.

Im Falle der Erhebung einer Klage gegen die unter Ziffer I dieses Bescheids getroffenen Festlegun-
gen hätte diese gemäß § 86a Absatz 1 Satz SGG grundsätzlich aufschiebende Wirkung, so dass die
Festlegungen nicht vollziehbar wären. Regelungszweck der Ermächtigung des Bundesministeriums
für Gesundheit zur Festlegung des Vereinbarungsinhalts bis zum 30. Juni 2023 ist jedoch vor dem
Hintergrund der Umstellung auf die TI-Pauschale ab dem 1. Juli 2023, dass die Höhe und die weite-
ren Details zur TI-Pauschale rechtzeitig und rechtssicher für alle Beteiligten festgelegt werden. Die-
ses Ziel würde gerade verfehlt, wenn eine Klage aufschiebende Wirkung hätte und die Höhe und die
weiteren Details zur TI-Pauschale somit während der ungewissen Dauer eines Klageverfahrens un-
geregelt blieben. Es käme zu Verzögerungen und Rechtsunsicherheit für alle Beteiligten. Eine sofor-
tige Vollziehung der unter Ziffer I dieses Bescheides getroffenen Festlegungen ist daher geboten.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid (Ziffer I und II) kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich
oder elektronisch gemäß §§ 65a und 65d SGG oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle beim Sozialgericht Frankfurt am Main, Gutleutstraße 136, 60327 Frankfurt am Main (§§ 8, 57
Absatz 1 Satz 1 SGG), Klage erhoben werden.

Hinweis zu Rechtsbehelfen gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung

Wegen der Anordnung der sofortigen Vollziehung (Ziffer III und IV) dieses Bescheides hat die Klage
gegen diesen Bescheid keine aufschiebende Wirkung (§ 86 Absatz 2 Nummer 5 SGG). Das bedeutet,
dass der Bescheid auch dann vollzogen werden kann, wenn dagegen Klage erhoben wird.

Beim Sozialgericht Frankfurt am Main, Gutleutstraße 136, 60327 Frankfurt am Main, kann die Wie-
derherstellung der aufschiebenden Wirkung beantragt werden.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag

Dr. Susanne Ozegowski


